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Sehr geehrte Damen und Herren,

seit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 20. Dezember 2007 zur Aufgaben-
wahrnehmung durch die Arbei tsgemeinschaften wurde intensiv über eine Neuorganisat ion
der Grundsicherung für Arbeitsuchende diskutiert.

Die Arbeits- und Sozialministerkonferenz der 16 Länder (ASMK) hat in dieser Woche

einen wegweisenden Beschluss zur Zukunft der Grundsicherung für Arbeitsuchende ge-

fasst.  Kern dieser Entscheidung ist  der einvernehmliche Entschluss al ler  Länder,  keine
Ausweitung der Zahl der 69 Opt ionskommunen anzustreben. Damit  ist  s ichergestel l t ,
dass bei der gesetzgeberischen Bewältigung der Entscheidung des Bundesverfassung s-
gerichts zur Zukunft der Arbeitsgemeinschaften nicht sachfremde Ziele eine Lösung er-

schweren. Noch vor kurzer Zeil wäre eine solche Festlegung nicht absehbar gewesen.

Um so mehr verdient der Beschluss Respekt.  Klar ist ,  dass die bestehenden 69 Opt ions-
kommunen unbefr istet  weiterarbei ten können. wenn sie das wünschen.
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Die bestehenden Arbei tsgemeinschaften können jetzt  so weiter entwickel t  werden, wie es

auch geschehen wäre, wenn das Bundesverfassungsgericht den Weg nicht auf der Basis

der geltenden Verfassung versperrt hätte. Mit der von den Ländern angestrebten Verfas-

sungsänderung können sie zu eigenständigen Körperschaften mit  eigenständigem Perso-

na! weroen.

lch unterstütze den Beschluss der ASMK ausdrückl ich. Er bietet  die Grundlage, für die

gesamte Grundsicherung für Arbeitsuchende zukunftsfeste und arbeitsfähige Strukturen

zu schaffen und die Eingliederung der Hilfebedürftigen in das Erwerbsleben weiter zu

verbessern. Zugleich werden organisatorische Umwälzungen größeren Umfangs vermie-

den. Die bislang erfolgreiche Arbeit kann fortgeführt werden, ohne dass die Beschäftigten

mit der Sorge um ihre berufliche Zukunft belastet sind; sie können auch künftig alle Kraft

für die Integrat ion der erwerbsfähigen Hi l febedürf t igen und ihrer Famil ien einbr ingen.

Das Bundesminister ium für Arbei t  und Soziales wird schnel lstmög l ich einen entsprechen-

den Geselzentwurf erarbeiten, der auch die notwendigen Anderungen des Grundgesetzes

enthalten wird und den Gesetzgebungsprozess nach der parlamentarischen Sommer-

pause einleiten.

lch bitte Sie, alle lhre M itarbeiterinnen und Mitarbeiter entsprechend zu informieren. lhr

Fachwissen und ihr Engagement wird in der Grundsicherung für Arbei tsuchende auch in

Zukunft unverz ichtbar sein.

l\,4 it freundlichen Grüßen
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